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SPD und Grüne wollen Hartz-IV-Gesetze weiter verschärfen
Weil man nicht nur Wasser und Luft zum Leben braucht…

Immer mehr Arbeitslosen 
wird die Teilnahme am gesell-
schaftlichen Leben verwehrt. 
Ein nicht hinzunehmender 
Umstand, welcher statt abzu-
schaffen, von SPD und Grünen 
verschlimmert wird. 
SPD und Grüne brachten in 
die letzte Stadtverordnetenver-
sammlung der Universitätsstadt 
Marburg einen arbeitsmarkpoliti-
schen Antrag ein, der sich nahtlos 
in die verfehlte Arbeitsmarktpolitik 
einreiht, die spätestens 2005 seit 
Einführung der Hartz-IV-Gesetze  
ihr ausgrenzendes Gesicht of-
fenbart. SPD und Grüne fordern 
in diesem Antrag nicht weniger 
als die Abschaffung von „Zusätz-
lichkeit“ und „Gemeinnützigkeit“ 
auf dem weiten Feld der neuen 
„Arbeitsmaßnahmen“ von Hartz-
IV und 1€-Stellen. Was aber be-
deutet das? Die Abschaffung von 
„Zusätzlichkeit“ und „Gemeinnüt-
zigkeit“ führt zu einer weiteren 
Verdrängung des regulären Ar-
beitsmarktes und damit zu einer 
Zementierung eines „Vier-Klas-
sen-Arbeitsmarktes“: 
1) die erwerbstätigen Normal- 
und Gutverdiener, 2) die gut ver-
mittelbaren Arbeitslosen, auf die 
sich alle arbeitsmarktpolitischen 

„mit Besorgnis“ fest, dass die 
„Auflage für Empfänger von Ar-
beitslosengeld, jede ,zumutbare 
Arbeit´ anzunehmen, was in der 
Praxis als nahezu ,jede Arbeit´ 
ausgelegt werden kann, und der 
Einsatz von Langzeitarbeitslosen 
für unbezahlte gemeinnützige 
Arbeit zu Verstößen“ gegen den 
Pakt führen kann. Der Ausschuss 
fordert daher „nachdrücklich“, 
dafür zu sorgen, dass „Arbeitslo-
senunterstützungssysteme“ das 
„Recht des Einzelnen, frei eine 
Beschäftigung seiner Wahl an-
zunehmen, sowie das Recht auf 
gerechtes Entgelt achten.“ Es 
wird also vor nicht weniger als vor 
„Zwangsarbeit“ gewarnt!
Die Abschaffung von „Zusätzlich-
keit“ und „Gemeinnützigkeit“ als 
Voraussetzung für  Zwangsmaß-
nahmen wird die Menschen aber 
sicherlich nicht in Arbeit bringen. 
Man tut nach über 30 Jahren 
Massenerwerbslosigkeit immer 
noch so, als wüsste man nicht, 
dass Vermittlungsanstrengungen 
da sinnlos werden, wo keine Ar-
beitsplätze vorhanden sind, in die 
vermittelt werden könnte! 

Tanja Bauder-Wöhr

Kriegerdenkmal in Bortshausen abrüsten
Kameradschaftsvereinigung „Marburger Jäger“ tritt wieder in Aktion
Ausgerechnet kurz vor dem 
Antikriegstag am 01. Septem-
ber wurde im idyllischen Mar-
burger Stadtteil Bortshausen 
ein wuchtiges drei Meter hohes 
Kriegerdenkmal feierlich ein-
geweiht. Was war passiert? 
Aufgestellt wurde das Denkmal, 
welches an die gefallenen ‚Mar-
burger Jäger‘ im deutsch-franzö-
sischen Krieg 1870/71 und den 
beiden Weltkriegen erinnern 
soll, auf einem privaten Garten-
grundstück von der dazugehöri-
gen Kameradschaftsvereinigung 
‚Marburger Jäger/Zweite Panzer-
grenadierdivision“, die bereits ein 
Vereinsheim in Bortshausen be-
treiben. Vorher stand das Denk-
mal u.a. in der Neustädter Kaser-
ne. Als diese geschlossen wurde, 
suchten die Kameraden nach ei-
nem neuen Ort. 
Die Geschichte der ‚Marburger 

Jäger‘ ist eng mit der Geschichte 
des deutschen Imperialismus und 
Nationalismus verbunden, wie 
die hiesige Geschichtswerkstatt 
verdienstvoll herausgearbeitet 
hat : Niederschlagung der Pa-
riser Kommune und des Boxer-
aufstands in China, Beteiligung 
am Völkermord an den Hereros 
im damaligen ‚Deutsch-Südwe-
stafrika‘ und nach der Auflösung 
aktiv im Kapp-Putsch und an der 
Ermordung der thüringischen Ar-
beiter in Mechterstädt.
Aber auch mit den aktuellen Ka-
meraden ist nicht gut Kirschen 
essen. Diese stellen sich nicht 
nur bewusst in die Tradition der 
‚Marburger Jäger‘, sondern de-
monstrierten Ende der 1990er 
Jahre gegen die Ausstellung über 
die Verbrechen der Wehrmacht. 
Antifaschistische Gruppen haben 
mehrfach Verbindungen zur neo-

faschistischen Szene aufgedeckt.
Der Marburger Linken liegen eine 
Reihe von Hinweisen vor, dass 
der Magistrat die Aufstellung 
des Denkmals in Bortshausen 
mindestens toleriert, wenn nicht 
gar aktiv unterstützt hat. So soll 
er den Transport des Denkmals 
sogar bezahlt haben. Die Verant-
wortlichen schweigen dazu. Sie 
haben ihre Rechnung aber ohne 
engagierte sich wehrende Borts-
häuser gemacht. Um ihrem Pro-
test zu unterstützen, hat die Mar-
burger Linke einen Antrag in die 
Stadtverordnetenversammlung 
eingebracht, der Licht ins Dunkel 
bringen soll.
Ein Wiederaufleben von milita-
ristischen Traditionen ist zu be-
fürchten. In Marburg steht rund 30 
Kriegerdenkmälern lediglich ein 
Antikriegsdenkmal gegenüber. Im 
Schatten weltweiter Kriegseinsät-

ze der Bundeswehr, scheint die 
Glorifizierung von Soldatentum 
als Heldentum wieder Konjunk-
tur zu haben. Die Aufstellung von 
verklärenden Kriegerdenkmälern 
an historisch unpassenden Or-
ten ist reaktionär und überflüssig. 
Das Denkmal sollte in Bortshau-
sen abgerüstet werden. Stattdes-
sen wäre im Sinne der Losung 
„Schwerter zu Pflugscharen“ zu 
überlegen, wie und wo in Marburg 
Mahnmale für Frieden und welt-

we i te  Ge -
recht igkei t 
geschaf fen 
werden kön-
nen.

Förderangebote konzentrieren,  
3) die zunehmende Masse der 
„working poor“, der Aufstocker, 
und 4) zu hunderttausenden 
Langzeitarbeitslose - staatlicher-
seits schlicht abgeschrieben.
Warum ein solcher Antrag? Der 
eigentliche Sinn besteht darin, 
den Beitragssatz zur Arbeitslo-
senversicherung niedrig zu halten 
bzw. noch weiter zu senken. Von 
Beitragssenkungen in der So-
zialversicherung, die durch Lei-
stungsabbau und Privatisierung 
herbeigeführt werden, profitieren 

aber letztlich allein die Arbeitge-
ber. Denn die Versicherten be-
zahlen ihre Beitragsentlastung 
mit Verlusten bei ihrer sozialen 
Sicherung, die im konkreten Fall 
in keinem Verhältnis zu ein paar 
Euro weniger Beitrag stehen. Um-
verteilung von unten nach oben.
Die zentrale sozialstaatliche 
Funktion der Arbeitslosenver-
sicherung wird damit langfristig 
ins Gegenteil verkehrt. Früher 
sollte diese mit angemessenen 
Lohnersatzleistungen verhindern, 
dass Arbeitgeber die Notlage der 
Erwerbslosigkeit zur Verschlech-
terung der Arbeits- und Entgelt-
bedingungen ausnutzen. Positiv 
ausgedrückt: sie sollte ein tarif- 
und sozialrechtlich reguliertes 
Beschäftigungssystem stabili-
sieren, in dem Arbeitskräfte mit 
und ohne Arbeit nicht bloß Waren 
sind, sondern auch Bürgerinnen 
und Bürger mit sozialen Rechten. 
Das ist leider Geschichte. 
Heute wird Deutschland sogar 
von den Vereinten Nationen 
(UNO) kritisiert. Der UNO-Aus-
schuss, der den völkerrechtlichen 
Pakt über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte überwacht, 
stellte im Zusammenhang der Zu-
mutbarkeitsregelung bei 1€-Jobs 

Im Übrigen...*
von Adi Reiher

…gibt es Neues von Mutter Kristina. 
Mütter der Nation hat es schon so 
einige gegeben. Inge Meysel und 
Marie-Luise Marjan sind Amtsinha-
berinnen. Doch die eine ist tot und 
die andere nähert sich - mit Verlaub 
- dem Rentenalter. Das ist anschei-
nend der Moment, seinen Hut bzw. 
sein Hütchen in den Ring zu werfen 
- mit dem Anspruch auf Nachfolge
Den hat jetzt Kristina Schröder 
erhoben. Nach ihrer Babypause 
kehrte sie ins Ministerium zurück. 
Mit der zehn Wochen alten Toch-
ter Lotte Marie im Schlepptau. „Die 
knallrote Wickeltasche mit weißen 
Punkten steht griffbereit hinter ih-
rem Schreibtisch“, schreibt „Bild“. 
Und der „Spiegel“ weiß, dass die 
Ministerin schließlich zeigen will, 
„wie sich Kind und Beruf vereinba-
ren lassen - auch wenn Schröder 
zugibt, dass es nicht einfach wird“. 
Aber als Ministerin ist man eben 
Vorbild.
Wie muss das in den Ohren von al-
lein erziehenden Müttern klingen, 
die von Hartz IV leben müssen, kei-
ne Chance auf dem Arbeitsmarkt 
haben und nun von der Frau Mini-
sterin höchstpersönlich gezeigt be-
kommen, wie frau es macht - mit 
Chauffeur, einem Beamtenapparat 
und Rundumbetreuung eben. Mini-
ster-Mutti Kristina eignet sich nach 
sozialer und politischer Stellung per 
se nicht als Vorbild. Auch deswegen 
nicht, weil sie ihre Tochter - aus bil-
ligem politischem Kalkül - schon im 
Babyalter den Massenmedien zum 
Fraß vorwirft. Das Etikett „Baby im 
Ministerium“ wird die Kleine vorerst 
nicht mehr los.

IMPRESSUM
Herausgeber:
Deutsche Kommunistische 
Partei (DKP) Marburg & 
Assoziation Marxistischer 
StudentInnen (AMS) Marburg
www.marburger-echo.de
info@dkp-marburg.de
Auflage: 1.000 
nächste Ausgabe: Januar 2012

Nächste
Mitgliederversammlungen 
der DKP:
Mittwoch, 12. Oktober, und
Mittwoch, 9. November, 
jeweils ab 20 Uhr 
im Rotkehlchen, 
Rudolf-Bultmann-Straße 2

Kontakt:
info@dkp-marburg.de

Spätestens acht Tage nach jeder 
Stadtverordnetenversammlung 
bringt die DKP Marburg ein 
Stadtinfo heraus, in dem Tanja 
Bauder-Wöhr, Stadtverordnete 
der MARBURGER LINKEN und 
Mitglied der DKP ihre Ansicht 
zu den Themen vorträgt, die sie 
selbst für besonders wichtig hält 

*Im Übrigen 
bin ich der 
Meinung, daß 
dieser Staat 
zerstört wer-
den muß.
(Rosa Luxemburg)

Jan Schalauske, 
Die Linke, Autor dieses Artikels
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IN MEMORIAM

Nobelpreis für Walter Ulbricht?
Die Sperrung der Grenze zwi-
schen Ost- und Westberlin am 
13. August 1961 war eine Not-
bremsung, um ein Abgleiten 
in einen Dritten – nunmehr mit 
Atomwaffen geführten – Welt-
krieg zu verhindern. 
Durch massenhafte Abwande-
rung von Arbeitskräften in die 
reiche BRD stand die DDR am 
Rand des Zusammenbruchs. 
Wäre er eingetreten, hätte das 
offizielle außenpolitische Pro-
gramm der Adenauer-Regierung 
verwirklicht werden können: 
Wiederherstellung Gesamt-
deutschlands in den Grenzen 
von 1937, also unter Abtrennung 
von Gebieten, die mittlerweile 
zur Sowjetunion und der Volks-
republik Polen gehörten. Die 
UdSSR hätte dies nicht kampf-
los hingenommen – also Krieg.
Den wollten auch die USA nicht. 
In einer Rede am 25. Juli 1961 
nannte Präsident Kennedy drei 
„Essentials“, bei deren Verlet-
zung die Vereinigten Staaten zu 
den Waffen greifen würden:

1.	den freien Zugang zwischen 
	 der Bundesrepublik und 
	 Westberlin; 

2.	Anwesenheit der westlichen 
	 Besatzungsmächte dort,

3.	Fortbestand der bisherigen 
	 politischen Ordnung in 
	 diesem Teil der Stadt.

Es fehlte ein vierter Punkt: freier 
Übergang zwischen dem Ost- 
und dem Westteil. Damit hatte 
Kennedy klar gemacht, dass 
eine etwaige Sperrung für ihn 
kein Kriegsgrund sein werde.
Als die Mitgliedsstaaten der 
Warschauer Vertragsorganisati-
on dann den Bau der Grenzan-
lagen beschlossen und die DDR 
diese schließlich errichtete, war 
die Empörung in Medien und 
Politikerreden zwar gewaltig, 
aber das war nur noch Gestiku-
lation: es war klar, dass sich der 
Abgrund, auf den die Welt zu 
trieb, nun erst einmal geschlos-
sen hatte. Selbst Adenauer sah 
das ein: er weigerte sich, sofort 
und demonstrativ nach Berlin zu 
eilen, denn er wollte die Situati-
on nicht aufheizen. Der britische 
Premierminister Macmillan flog 
sogar nach Moskau, um zu ver-
handeln.
Die Bundesrepublik aber musste 
ein paar Jahrzehnte nachsitzen. 
In dieser Zeit hatte sie zu ka-
pieren, dass niemand dazu be-

reit war, für ihre Ansprüche auf 
Schlesien, West- und Ostpreu-
ßen Kopf und Kragen zu riskie-
ren. Eine Zwischenstation auf 
diesem Weg waren die Ostver-
träge in der Ära Brandt/Scheel. 
Erst nachdem das klar war, wur-
de 1990 eine Wiedervereinigung 
ohne Krieg möglich. Ohne die 
Berliner Mauer hätte es die nie 
gegeben. Walter Ulbricht hät-
te den Friedensnobelpreis ver-
dient, nicht nur Brandt.
Wer aber meint, dass die DDR 
ganz furchtbar war, kann ja viel-
leicht einen anderen Vorschlag 
machen, nämlich: Alle ehema-
ligen Bürgerinnen und Bürger 
der Deutschen Demokratischen 
Republik – einschließlich der 
Kanzlerin – kriegen das Bundes-
verdienstkreuz dafür, dass sie 28 
Jahre lang, von 1961 bis 1989, 
mit ihrer Unfreiheit den Frieden 
gerettet haben. Das ist immer 
noch billiger als eine Entschädi-
gung.

Georg Fülberth

Der schüchterne Kasper

Wenn ich lache, lachst du wieder,

Wenn ich nahe, nahst du dich,

Gerne sitzt du bei mir nieder,

Gretel, das ermutigt mich.

Wenn ich deinen Arm berühre,

Sagst du sanft und mütterlich:

Ich verschließ nur rasch die Türe.

Gretel, das ermutigt mich.

Wenn ich noch das Leibchen freileg,

machst du schon die Beine breit.

Ob ichs wag und mich dir beileg?

Herrlich ist Verwegenheit!

Peter Hacks

(Hacks Werke Band 1 Seite 404)

Unser 17. Pressefest der UZ war Spitze!

Die DKP-Vorsitzende Bettina Jürgensen rief 
zum gemeinsamen Kampf gegen die herr-
schende Politik und das Kapital auf.

In der Casa Cuba berichtete Noel Carillo von 
der Internationalen Abteilung beim ZK der KP 
Kubas über „50 Jahre Sozialismus“.

Walter Ulbricht, Staatsoberhaupt der DDR 
und erster Sekretär des ZK der SED

„Autogrammstunde“ mit Georg Fülberth, DKP Marburg

Bewegend und beeindruckend war das ge-
meinsame Konzert von Esther Bejarano mit 
ihrer Gruppe Coincidence und der Rapgruppe 
Microphone Mafia.
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Gastkommentar von Beate Landefeld (DKP Ruhr-Westfalen)
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ECHO VON LINKS

Die EU-Krise schwelt weiter
Das Rezept sich steigernder 
Sparrunden im Stil Brüningscher 
Notverordnungen, ist in Grie-
chenland gescheitert. Ein Jahr 
EU-“Hilfen“ gekoppelt an „nach-
holende Modernisierung“ nach 
dem Vorbild der deutschen Agen-
da 2010 haben das Land alles 
andere als „wettbewerbsfähig“ 
gemacht: Die Wirtschaft ist ge-
schrumpft, die Arbeitslosigkeit 
nach oben geschnellt, der Schul-
denstand steigt. Steuereinbrüche 
machen „Einsparungen“ zunich-
te. Die „EU-Hilfen“ zur Aufrecht-
erhaltung des Schuldendiensts 
sind keine „Griechenlandhilfen“, 
sondern eine weitere Runde von 
Stabilitätshilfen für Banken und 
Versicherungen vor allem der 
EU-Kernländer.
Das „Sparrezept“ war ein Fehl-
schlag. Trotzdem wird es Grie-
chen, Iren, Spaniern und Por-
tugiesen weiter verordnet. Die 
Verantwortlichen in Berlin, Paris 
und Brüssel denken nicht daran, 
ihren Kurs zu überprüfen. Dass 
Schuldenabbau ohne Wachstum 

nicht möglich ist, wissen auch 
sie. Immerhin haben sie in der 
Krise so etwas wie Konjunktur-
programme aufgelegt. Soll an 
den Schuldnern ein Exempel sta-
tuiert werden? Die damit verbun-
dene „Bestrafungsrhetorik“ - so 
bezeichnete es der griechische 
Außenminister Stavros Lambri-
nidis – hätte den für die Herr-
schenden hierzulande nützlichen 
Nebeneffekt, Hartz IV im Nach-
hinein zu sanktionieren.
Nichts fürchtet die deutsche 
Bourgeoisie so sehr, wie das Ge-
spenst der „Transferunion“. Was 
das ist, zeigt Olaf Henkel gern 
am „abschreckenden Beispiel“ 
des Länderausgleichs der BRD: 
Die reichen Länder wie Bayern, 
Baden-Württemberg und Hessen 
zahlten für die Habenichtse Bre-
men, Saarland, Berlin und den 
Osten. Eine solche „Bestrafung 
der Leistungsfähigen“ dürfe in 
der EU nicht um sich greifen. Die 
Angst der deutschen Bourgeoi-
sie vor der „Transferunion“ setzt 
ihrer Europaliebe Grenzen. In 

Maastricht setzte sie durch, dass 
kein Staat für die Schulden eines 
anderen haften darf. Eine Hürde 
gegen die Integration wurde so in 
das EU-Vertragswerk eingebaut. 
(...)
Ein demokratisches Euro-
pa wird nicht „von oben“ ent-
stehen. Die EU könnte lange, 
bevor es zu demokratischen 
Veränderungen kommt, gespal-
ten werden, weil die Bourgeoi-
sien der Hauptländer auf an-
dere Weise ihre Widersprüche 
nicht in den Griff kriegen. Sie 
kann im Fall von progressiven 
Veränderungen, die auf einzel-
ne Länder beschränkt bleiben, 
nicht mit Gewalt zusammen ge-
halten werden. Ob die EU als 
Ganzes demokratische und so-
ziale Veränderungen überdauert, 
hängt in hohem Maße von den 
Kräfteverhältnissen in ihren gro-
ßen Ländern ab.
Heute müssten in der BRD höhere 
Löhne, Senkung des Rentenein-
trittsalters, Investitionsprogramme 
in Gesundheit, Bildung, Kultur 

und Ökologie erkämpft werden 
– soll Europa nicht noch weiter 
auseinander driften. Die Trans-
fers von unten nach oben, zu-
gunsten von Finanzoligarchen 
und Milliardärsclans müssten 
aufgekündigt und umgekehrt 
werden. Die Senkung des Ren-
teneintrittsalters wäre der effek-
tivste Entlastungsangriff gegen 
Rentenkürzungen in anderen 
Ländern, wo „Reformen“ nach 
dem Muster der Agenda 2010 
erst noch durchgesetzt werden 
sollen.
Es hängt hochgradig von der 
Kampfbereitschaft der deut-
schen Arbeiterklasse ab, ob 
Europa auseinander- oder 
zusammenwächst. Würden unse-
re Gewerkschaften, ihre eigenen 
Interessen den „Wettbewerbsin-
teressen“ der deutschen Export-
industrie nicht länger unterord-
nen, ginge hiervon ein mächtiger 
Schub für mehr Demokratie 
und weniger Hierarchie in ganz  
Europa aus.

Beate Landefeld
(entnommen aus: Marxistische Blätter)

KIRCHTURMPOLITIK

Für die Katz

AUSGEFRAGT

*Björn Blach ist Kreisvorsit-
zender der DKP Stuttgart und 
Mitherausgeber der Broschüre 
„Bahnhof unterm Daimlerstern 
- 15 Jahre Widerstand gegen 
Stuttgart 21“

Stuttgart 21, bzw. der Wider-
stand dagegen hat zuletzt bun-
desweit für Furore gesorgt. Die 
DKP Stuttgart hat sich bereits 
sehr früh gegen dieses Projekt 
ausgesprochen. Warum das?
Björn: Stuttgart 21 (S21) ist das 
Projekt der Banken und Konzer-
ne. Nicht zufällig finden sich im 
„Unterstützerkreis Stuttgart 21“  
solche Namen wie der Vorstands-
vorsitzender der  Herrenknecht 
AG, also der Marktführer in Euro-
pa für Tunnelbohrmaschinen, die 
Geschäftsführung von  Bilfinger 
und Berger, eines der größten 
Bauunternehmen in Deutschland, 
das seit einigen Monaten übri-
gens vom ehemaligen hessischen 
Ministerpräsidenten Koch geleitet 
wird, oder Wilhelm Haller von 
Hallenstein, der zur Geschäftslei-
tung der Deutschen Bank gehört. 
Hier sind massivst Spenden an 
die damals noch regierende CDU 
geflossen. Es profitieren vor al-
lem der Betreiber des Flughafen 
Stuttgart und die Landesmesse 
Stuttgart, die mit S21 eine besse-
re Anbindung bekommen sollen.

Und wer zahlt das Ganze?
Björn: Die Stuttgarter Bürger. 
Sie müssen 80% der Kosten von 
S21 mit ihren Steuergeldern auf-
bringen. Mit der Neubaustrecke 
Wendlingen-Ulm hat man die Ko-
sten auf rund 5 Mrd. Euro schön 
gerechnet. Bei einer Bauzeit von 
10 bis 20 Jahren und angesichts 
der enormen Risiken wird daraus  
das Doppelte - oder auch schon 
mal das vierfache, wie die Erfah-
rung z.B. bei der Neubaustrec-
ke zwischen Frankfurt und Köln 
zeigt. Dabei werden die Gelder 
dringend in anderen Bereichen 
gebraucht, z.B. in Investitionen 
in das Stuttgarter Klinikum, das 
von Kürzungen betroffen ist und 
wo die Arbeitsplätze vom Pflege-
personal, Reinigungskräften und 
auch ÄrztInnen auf dem Spiel 
steht. Ebenso sind auch in Stutt-
gart Kindergärtenplätze knapp 
oder Schulen verfallen. Nicht zu-
letzt fehlt das Geld der so wich-
tigen Rheintalstrecke zwischen 
Mannheim und Basel, die vor al-
lem auch für den Schienengüter-
verkehr gebraucht wird.

Nun hat inzwischen eine 
Schlichtung unter dem Vorsitz 
des ehemaligen CDU-General-
sekretärs Heiner Geißler statt-
gefunden, die als Ergebnis u.a. 
einen sog. Stresstest für S 21 
hatte. Wie bewertest du das?
Björn: Ende Juli hat die Bahn ih-
ren angeblich schon bestande-
nen Stresstest der Öffentlichkeit 
präsentiert, gleichzeitig weitere 
Großaufträge für das vermutlich 
unsinnigste Projekt Europas ver-

geben. Niemand soll den hausge-
machten Test kontrollieren kön-
nen. Nur leider hat sich die Bahn 
schon bei der Aufgabenstellung 
beim Mogeln erwischen lassen. 
Das Eisenbahnbundesamt be-
scheinigt dem bisherigen Plan 
für den Abschnitt auf den Fildern 
„nicht die erforderliche Reife“. 
Der Test ist also von vorne herein 
wertlos, da auf einem entschei-
denden Streckenabschnitt keine 
verwertbaren Aussagen gemacht 
werden können.

Nun ist S21 zweifellos das do-
minierende Thema in Stutt-
gart, dennoch steht ja auch 
die Frage nach Alternativen 
und Perspektiven für die Stadt- 
und Verkehrsentwicklung im 
Raum...
Björn: Wir haben noch weiterge-
hende verkehrspolitische For-
derungen. Nach unserer Auffas-
sung wird es zum Problem, wenn 
das Bedürfnis nach Mobilität, also 
zur Arbeit zu fahren, einzukaufen 
oder Freunde zu besuchen, dem 
privaten Profit untergeordnet ist. 
Das macht eine sinnvolle Ver-
kehrsplanung unmöglich. Wir 
wollen Weg von der Hochge-
schwindigkeitsbahn und hin zu ei-
ner Senkung der Preise im ÖPNV 
mit dem 
Ziel des Nulltarifs, sowie den 
Ausbau der Strecken und des 
Angebots. Bezahlen dafür sollen 
diejenigen, die davon profitieren. 
Daher fordern wir eine Nahver-
kehrsabgabe für Industrie und 
Handel. 

Nun ist Stuttgart ja bekannt als 
„Autostadt“...
Björn: ... wir wollen auch weg von 
der Autostadt und hin zu einer 
lebenswerten Stadt. Wir fordern 
deshalb Tempo 30 in Wohnge-
bieten. Die Stadtplanung muss 

die Vermeidung von Verkehr zum 
Ziel haben, durch wohnortnahe 
Einkaufsmöglichkeiten und den 
Anschluss an den ÖPNV. Außer-
dem streben wir die Konversion 
der Autoindustrie an: Wir wollen 
einen Umstieg auf eine Produk-
tion, die weder zu Lasten der 
Menschen noch der Umwelt geht. 
Solange aber die Autoindustrie 
und die mit ihnen verwobenen 
Banken in privaten Händen sind, 
ist dieses Ziel nicht umzusetzen.

Mit dem im Frühjahr gewählten 
Grünen Ministerpräsidenten 
Kretschmann müssten doch 
dafür die Chancen da sein...
Björn: Sicherlich ist die vergan-
gene Landtagswahl ein klares 
Zeichen gewesen, dass die Men-
schen den alten CDU Filz und 
ihre direkte Verstrickung mit den 
Proftiinteressen der Wirtschaft 
satt hatten. Aber die Grünen hier 
vor Ort sind in vielen Politikfel-
dern der CDU sehr nah: So hat 
sich Kretschmann auch schon 
klar zur „Automobilindustrie“ be-
kannt. Und hat erst vor wenigen 
Tagen im Fernsehen verkündet, 
dass sein Ziel für die so genannte 
Volksabstimmung die Befriedung 
der Situation ist. Damit hat er sich 
klar im Lager von S21 positioniert, 
da auf Grund der Bestimmun-
gen die Volksabstimmung kaum 
gewinnbar ist, vor allem, weil 
es wenig Sinn macht, wenn die 
Menschen in Freiburg über den 
Bahnhof in Stuttgart abstimmen. 
Ehrliche S21 Gegner in der Re-
gierung wie z.B. Verkehrsminister 
Herrmann steht seit Monaten un-
ter Dauerbeschuss. Deshalb hat 
sich weder im Kampf gegen S21, 
noch um eine bessere Zukunft mit 
dem Austausch des Regierungs-
personals etwas grundsätzliches 
geändert: Wir werden die Sache 
auf der Straße entscheiden.

Im Gespräch mit 
Björn Blach*

„Stuttgart 21 ist das Projekt der Banken und Konzerne“
  im Gespräch mit Björn Blach
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„Nazis haben keinen Platz in Gießen“
Dokumentiert: Michael Beltz (DKP) begründet den Verbotsantrag der NPD-Demo am 16.07.11 in Gießen

Zunächst will ich die Großar-
tigkeit der Gießener Bündnisse 
„Gießen bleibt bunt“ und „Gießen 
bleibt nazifrei“ betonen. Gewerk-
schaften, Kirchen, Parteien und 
viele politische, sportliche und 
andere Organisationen bekunden 
ihren Willen: Nazis haben keinen 
Platz in Gießen. Wir fordern, den 
geplanten Nazi-Aufmarsch zu 
verbieten. Dazu verweise ich auf 
das Grundgesetz der Bundesre-
publik Deutschland. Dort heißt es 
in Artikel 139: „Die zur ‚Befreiung 
des deutschen Volkes vom Natio-
nalsozialismus und Militarismus‘ 
erlassenen Rechtsvorschriften 
werden von den Bestimmungen 
dieses Grundgesetzes nicht be-
rührt.“ - Sie bleiben also in Kraft. 
Und für die, die das Potsdamer 
nicht mehr kennen - wollen, sei 
hier zitiert: „Die Nationalsozia-
listische Partei, ihre Zweigein-
richtungen und die von ihr kon-
trollierten Organisationen sind 
zu vernichten.... Es sind Sicher-
heiten zu schaffen, dass sie in 
keiner Form wiedererstehen kön-
nen...“ Max Reimann, Abgeord-
neter der KPD im westdeutschen 
Bundestag, sagt im Rahmen 

VON DER HEIMATFRONT

Libyen: Doppelmoral, Heuchelei und Zynismus feiern einen triumphalen Sieg
Noch ist kein offizielles Kriegsende verkündet, eines steht aber schon fest: In Sachen Doppelmoral sind die NATO-
Staaten unschlagbar! Beispiele hierfür gibt es erschreckend viele. An dieser Stelle sei eine kleine Auswahl abgedruckt.

HOCH DIE... NIEDER MIT!

der Verabschiedung des Grund-
gesetzes: Wir werden diesem 
Grundgesetz nicht zustimmen, 
weil damit die Spaltung Deutsch-
lands besiegelt wird. Es wird aber 
die Zeit kommen, da die Kommu-
nisten das Grundgesetz gegen 
diejenigen verteidigen werden, 
die es 1949 durchgesetzt haben. 
Dies ist heute auch in Bezug auf 
das Verbot der NPD der Fall. 
Noch im Aufnahmeantrag der 
BRD in die UNO 1973 wurde das 
Fortbestehen der Gültigkeit der 
antifaschistischen Bestimmun-
gen des Potsdamer Abkommens 
ausdrücklich bekräftigt. Der Voll-
ständigkeit halber sei noch die 
Hessische Verfassung zitiert, 
dort heißt es in Artikel 158: „Die 
verfassungsmäßigen Freiheiten 
und Rechte können nicht den 
Bestimmungen entgegengehal-
ten werden, die ergangen sind..., 
um den Nationalsozialismus und 
den Militarismus zu überwinden 
und das von ihm verschuldete 
Unrecht wieder gut zu machen.“ 
Wir können hier nicht die Einhal-
tung des Grundgesetzes und ein 
Verbot aller faschistischen Orga-
nisationen beschließen, aber wir 

können hier beschließen, dass 
die NPD keine Genehmigung 
für einen Aufmarsch in Gießen 
erhält. Mit einem solchen Ver-
bot sollten wir ein Zeichen set-
zen, wie es zahlreiche andere 
Städte auch getan und Coura-
ge gezeigt haben: Schweinfurt, 
Mainz, Leipzig, Schwerin, Lud-
wigshafen, Dortmund, Limburg, 
Passau, Greifswald, Hannover, in 
diesem Jahr Heilbronn und Bad 
Neundorf... (um nur einige zu 
nennen)... haben Nazi-Aufmär-
sche auf ihren Straßen verboten - 
auch im vollen Bewußtsein, dass 
das Verbot von Gerichten wieder 
aufgehoben werden kann - und 
leider auch wird. Sie haben damit 
nicht nur Gesicht gezeigt und die 
Bestimmungen des GG ernst ge-
nommen, sondern auch ein Si-
gnal an die Justiz gegeben, sog. 
Meinungsfreiheit nicht höher zu 
bewerten als Humanismus und 
Antifaschismus.  (...)

Auszug aus der Rede von Mi-
chael Beltz (DKP) im Gießener 
Stadtparlament anlässlich des 
Antrages zum Verbot der NPD-
Demo in Gießen (21.06.11)

Die Siemens AG plante einen Ex-
port-Schlager: den völlig neuen und 
deshalb konkurrenzlosen Typ einer 
Partikeltherapie-Anlage. Zunächst 
sollte das Ding aber in Deutschland 
marktreif gemacht werden – wie 
einst der Transrapid (an dem Sie-
mens je ebenfalls beteiligt war). Die 
Rhönklinikum AG war als Abnehm-
erin gern bereit, konnte sie doch das 
Land Hessen beim Kauf des Uniklini-
kums Gießen-Marburg herunterhan-
deln, weil sie so viel Investitionen in 
die Anlage stecken werde. Die Stadt 
Marburg erstellte einen Bebauung-
splan für das vorgesehene Gelände. 
Wald wurde abgehackt, Ausgleichs-
flächen wurden ausgewiesen, am 
Ende wurde – weil die Rhön-Klini-
kum AG Druck machte – sogar die 
Baugenehmigung erteilt, bevor der 
Bebauungsplan in Kraft war.

Und jetzt ist die Sache geplatzt. Sie-
mens hat die Supertechnologie nicht 
liefern können. In München und Hei-
delberg arbeiten schon Partikelther-
apie-Schießstände. Es gibt abseh-
bar nicht genug Patient(inn)en für 
die Marburger Anlage. eine Abrech-
nung darüber vorzulegen, in 
welchem Maße städtische Ressour-
cen für die Erstellung des Bebau-
ungsplans im Bereich der Partikel-
Therapieanlage in Anspruch genom-
men und letztlich verschwendet wur-
den. Es geht dabei nicht aus-
schließlich um die finanziellen Be-
träge, sondern um alle so genannten 
„Produkte“ im Sinne der heutigen, 
2007 noch nicht angewandten dop-
pischen Buchführung, die in diesem 
Zusammenhang erstellt worden 
sind. Dazu gehört insbesondere der 
Verwaltungsaufwand, der wegen 
Bindung an das hoffnungslose 
Vorhaben anderweitig nicht zum 
Wohle der Stadt eingesetzt werden 
konnte. 

Die Erstellung eines Bebauung-
splans ist sehr aufwendig. Darauf 
hat der Magistrat immer wieder 
hingewiesen und mit dieser Be-
gründung in der Vergangenheit An-
träge, veraltete Bebauungspläne 
durch neue zu ersetzen, abgelehnt. 
Im Fall der Beplanung für das Gelän-
de der Partikeltherapie-Anlage hat 
er das nicht gescheut. Eine Offenle-
gung des Aufwands für die Stadt 
sollte für künftige Anschläge solcher 
Art aufmerksamer machen.

Georg Fülberth

Man erinnere sich: Während 
die westlichen Regierungen 
die Millionen Aufständischen 
in Ägypten und Tunesien zu 
friedlichem Verhalten und zum 
„Dialog“ mit den Machthabern 
anhielten, war im Fall Libyen 
von solchen Losungen über-
haupt nicht die Rede, ganz im 
Gegenteil. 
Von Anfang an wurde der Sturz 
Gaddafis zum Ziel erklärt und die 
Rebellen ermuntert, auf keinen 
Fall eine friedliche Lösung an-
zustreben. Dies wäre für Libyen 
sicherlich ein erstrebenswertes 
und realistisches Ziel gewesen, 
vor allem wenn man bedenkt, 
dass es in Libyen keinen das 
ganze Land umfassenden Mas-
senaufstand (übrigens bis zum 
Kriegsende nicht) gegeben hat. 
Ein lang andauernder Bürger-
krieg hätte vermutlich verhindert 
werden können.
Mit der UN-Sicherheitsrats-Reso-
lution 1973 vom 18. März wurde 
„ein Verbot aller Flüge im Luft-
raum Libyens“ verhängt. Damit 
verbunden war die Ermächtigung, 
„alle erforderlichen Maßnahmen 
zu ergreifen, um die Einhaltung 
des Flugverbots durchzusetzen“. 
Das Gaddafi-Regime sollte ge-
zwungen werden, Luftangriffe 
gegen die Aufständischen sofort 
zu beenden. So weit, so gut. Wer 
aber geglaubt hatte, das sofortige 
Einstellen von Kampfhandlungen 
der libyschen Armee aus der Luft 
würde dementsprechend kriegeri-
sche Handlungen der NATO ver-
hindern, sah sich eines Besseren 
belehrt. Die NATO wollte unter 

allen Umständen den Aufständi-
schen den Weg nach Tripolis frei 
bomben, die UN-Resolution wur-
de als Freibrief zum Krieg miss-

braucht.
Niemand von denen, die jetzt Li-
byen angegriffen haben, hat bis-
her militärische Interventionen 
im Jemen, Bahrain oder gar in 
Saudi-Arabien gefordert, um die 
dortigen brutalen Diktaturen zu 
beseitigen. Es waren sogar Pan-
zertruppen Saudi-Arabiens, die 
in Bahrain, sicherlich mit Einwil-
ligung der USA das despotische 
Herrscherhaus vor den friedlichen 
Demonstranten geschützt haben. 
Ziel war es, das Hauptquartier der 
Fünften Flotte, die zentrale Basis 
für die See- und Luftstreitkräfte 
der USA im Nahen und Mittleren 
Osten zu schützen. Im Jemen 
ein ähnliches Schauspiel. Der 
bei Kämpfen schwer verwundete 
Präsident Saleh wurde in Saudi-

Arabien behandelt, die Demon-
stranten warten bis heute vergeb-
lich auf Hilfe des Westens.
Der NATO war der Schutz von 

Menschenleben, die es vor den 
Gräueltaten der libyschen Armee 
zu schützen galt, mehr als 20.000 
Einsätze mit über 8.000 Bomben-
abwürfen wert. Ergebnis sei, so 
NATO-Generalsekretär Anders 
Fogh Rasmussen, „dass es keine 
bestätigten Informationen über zi-
vile Opfer“ gebe. Ei der Daus! Es 

gibt ihn also doch, den Krieg, der 
dem Bösewicht den Garaus be-
sorgt und in dem keine zivilen Op-
fer zu beklagen sind! Die Zeit des 
perversen Eingeständnisses aus 
dem völkerrechtswidrigen Krieg 
gegen Jugoslawien 1999, es 
habe leider „Kollateralschäden“, 
sprich ermordete Zivilisten gege-
ben gehört scheinbar nun auch 
der Vergangenheit an. Was für 
ein unglaublicher, menschenver-
achtender Zynismus. Der Wahr-
heitsgehalt entspricht aber leider 
nur dem der Behauptung, bei dem 
Krieg sei es ausschließlich um 
Demokratie und Menschenrech-
te gegangen. Nadschi Barakat, 
Mitglied des Übergangsrates der 
NATO gestützten Aufständischen 
spricht von mindestens 30.000 
Menschen, die getötet und wei-
teren 50.000 Menschen, die im 
Kriegsverlauf verletzt worden 
seien. Bilder von bombardierten 
Wohnanlagen, wenn diese über-
haupt in den so genannten frei-
en westlichen Medien gebracht 
worden sind bekamen sofort den 
Beigeschmack von „Das waren 
wir nicht, das war die wieder, der 
Gaddafi und seine Schergen“. 

Die Doppelmoral lässt sich leicht 
auflösen: Es geht einzig und al-
lein um Machtpolitik. Libyen ist 
für die NATO als Brückenkopf in 
Nordafrika von größter geostra-
tegischer Bedeutung. Während 
sich in Ägypten und Tunesien 
noch nicht absehen lässt, ob an 
die Stelle der von den westlichen 
Regierungen unterstützten Dik-
tatoren Regimes erwachsen, die 
auch einigermaßen verlässliche 
Partner werden, galt es in Libyen 
schon mal unumkehrbare Fakten 
zu schaffen, was leider auch mit 
brutaler Gewalt gelang. Zudem 
lagern unter dem libyschen Sand 
etwa 45 Milliarden Barrel Roh-
öl. Der von den NATO-Staaten 
inthronisierte neue Machthaber 
Dschibril dürfte genau der rich-
tige Mann für das Unterfangen 
sein, die von Gaddafi in der An-
fangszeit seines Regimes ver-
staatlichten Ölfelder zu einem 
gewissen Teil amerikanischen 
und europäischen Ölkonzernen 
zugänglich zu machen. Er war un-
ter Gaddafi Planungsminister und 
Vorsitzender des Nationalen Wirt-
schaftsentwicklungsrates. Den 
lobenden Worten, die die FAZ 
für ihn in ihrer Ausgabe vom 25. 
März findet, also nur eine Woche 
nach Kriegsbeginn, dass es seine 
Aufgabe gewesen sei, die Priva-
tisierung der staatlich gelenkten 
Wirtschaft voranzutreiben und 
er insbesondere amerikanischen 
und britischen Firmen half, in Li-
byen Fuß zu fassen, ist nichts hin-
zuzufügen. Leider.

Herwig Selzer

Das war ganz, ganz sicher wieder Gaddafi...


